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A. Amtliche Bekanntmachungen des
Salzlandkreises

e« Verordnung des Landesverwal-
tungsamtes zur Festsetzung des
Uberschwemmungsgebietes Bode
vom Pegel Wegeleben (km 76+160)
bis zur Mindung in die Saale (km
0+000)

Die Einsicht in diese Verordnung, ein-
schlieBBlich der zugehdrigen digitalen Kar-
ten, wird jedermann kostenlos zu den
Sprechzeiten in der Unteren Wasserbe-
horde im Umweltamt des Salzlandkreises
(Aschersleben, Ermslebener Strale 77)
gewahrt.

Die Verordnung ist am Ende des Amts-
blattes als Anlage angeflgt.

e Satzung zur Schilerbeférderung im
Salzlandkreis

Aufgrund der 88 6, 33 Absatz 3 Ziffer 1
Landkreisordnung fur das Land Sachsen-
Anhalt (LKO LSA) in der Fassung der
Neubekanntmachung vom 12.08.2009
(GVBI. LSA S. 435) in der derzeit gelten-
den Fassung in Verbindung mit § 71 des
Schulgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (SchulG LSA) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 11.08.2005 (GVBI.
LSA S. 520) in der derzeit geltenden Fas-
sung, hat der Kreistag des Salzlandkreises
in seiner Sitzung am 26. September 2012
folgende Satzung zur Schilerbeférderung
im Salzlandkreis beschlossen:

Praambel

Die Satzung zur Schilerbeférderung im
Salzlandkreis regelt fir die im Kreisgebiet
wohnenden Schiler unter Berticksichti-
gung der MaRgaben des 8§ 71 SchulG LSA
die Beférderung vom Wohnort zur Unter-
richtsstatte. Die Schulerbeférderung wird
grundsétzlich tber den o6ffentlichen Perso-
nennahverkehr (OPNV) abgewickelt. Dar-
Uber hinaus werden Befdrderungen im
freigestellten Schulerverkehr (FSV) vorge-
nommen.

81
Anspruchsbestimmungen

(1) Schuler der Schulen im Sinne des § 71
Absatz 2 SchulG LSA haben einen
Anspruch auf eine unentgeltliche Be-
férderung unter zumutbaren Bedin-
gungen oder auf Erstattung der not-
wendigen Aufwendungen fir den
Schulweg soweit dieser die Mindest-
entfernung nach § 2 dieser Satzung
grundsatzlich Gberschreitet.

(2) In besonders begrindeten Ausnahme-
fallen besteht der Anspruch unabhan-
gig der Mindestentfernung,

e wenn der Schulweg aufgrund ort-
licher Gegebenheiten fir den
Schiiler Gefahren mit sich bringt,
die Uber die im StraRenverkehr
Ublicherweise auftretenden Ge-
fahren hinausgehen,

e Dbei einer durch den Schultrager
veranlassten Unterrichtsverlage-
rung.

In diesen Fallen entscheidet der Salz-
landkreis abschlieRend.

(3) Ein Anspruch unabhéangig der Min-
destentfernung nach § 2 dieser Sat-
zung wird auch dann zugestanden,
wenn der Schiler in einer anderen
Gemeinde bzw. einem anderen Ortsteil
als dem Schulstandort wohnt.

(4) Grundsatzlicher Beforderungs- oder
Erstattungsanspruch besteht bei Schi-
lern mit einer kdrperlichen oder geisti-
gen Behinderung unabhangig von der
Entfernung zur Schule. Im Zweifelsfall
wird vom Salzlandkreis eine amtsérzt-
liche Begutachtung angeordnet, aus
der das Erfordernis der Benutzung ei-
nes Sonderbeforderungsmittels er-
sichtlich wird.

(5) Schuler der Schulen im Sinne des § 71
Absatz 4 a SchulG LSA haben bei Be-
nutzung vorhandener Befdrderungs-
leistungen des OPNV oder des FSV
einen Anspruch auf eine Entlastung
von den Fahrtkosten soweit die Eigen-
beteiligung von 100,00 EUR je Schul-
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jahr erbracht wird und der Schulweg
die Mindestentfernung nach § 2 dieser
Satzung grundséatzlich Uberschreitet.

(6) Malgeblich fur die Anspruchsbemes-
sung nach den in dieser Satzung be-
nannten Grundsatzen ist die Entfer-
nung zur jeweils nachstgelegenen
Schule der vom Schiler gewahlten
Schulform; bei Schulen mit inhaltli-
chem Schwerpunkt die nachstgelege-
ne Schule mit diesem Bildungsange-
bot.

Nachstgelegene Schule im Sinne des
SchulG LSA ist die rdumlich nachstge-
legene Schule oder die Schule, die
aufgrund von Schulbezirks- bzw.
Schuleinzugsbereichsfestlegungen,

gesetzlicher Regelungen oder schul-
behdrdlicher Anordnung besucht wird.

(7) Der Anspruch nach den Absatzen 1
und 5 besteht nur bei dem Besuch der
nach dem Lehr- und Stundenplan re-
gelmafig vorgesehenen Unterrichts-
veranstaltungen. Hierzu gehéren auch
Betriebspraktika fir Schiler an allge-
mein bildenden sowie berufsbildenden
Schulen. Der Anspruch ist begrenzt
auf die nachst erreichbare Stelle, bei
der das Praktikum der gewiinschten
Fachrichtung mdoglich ist. Bei Schul-
wanderungen,  Schullandheimaufent-
halten, Besichtigungen u. &. Veranstal-
tungen besteht der Anspruch nur fir
den Weg zur Schule und zurick zu
den gewdhnlichen Beférderungszeiten
mit den Ublicherweise zur Verfigung
stehenden Befdrderungsmitteln.

§2
Mindestentfernung

(1) Die Festlegung der Mindestentfernun-
gen gilt fur diejenigen Schiler, deren
Wohnort mit dem Schulstandort iden-
tisch ist.

a)
Schuljahrgang allgemein im Forder-
bildenden schulbereich
Schulen
Primarstufe 2,0 km 2,0 km

Sekundarschule |

- Schuljahrgang 3,0 km 2,5 km
5 bis 6

- Schuljahrgang 3,5 km 3,0 km
7 bis 10

(b) des schulischen Berufsgrundbil-
dungsjahres (BGJ) und des Be-
rufsvorbereitungsjahres (BVJ):

4,0 km

(c) des ersten Schuljahrganges der-
jenigen Berufsfachschulen (BFS),
die keinen mittleren Schulab-
schluss voraussetzen:

4,0 km
(d) Sekundarstufe Il i. S. d. § 71
Absatz 4a SchulG LSA
4,0 km

(3) MaRRgebend fir die Ermittlung der Min-
destentfernung ist der kirzeste sichere
FuBweg bis zur Unterrichtsstatte
(Schulweg).

(4) Soweit im Rahmen der Schulwegsi-
cherung ein bestimmter Schulweg von
Amts wegen empfohlen wird, gilt die-
ser fur die Berechnung der Mindestent-
fernung.

§3
Beforderungs- oder Erstattungspflicht

(1) Die Beforderungs- oder Erstattungs-
pflicht besteht ausschlieBlich fur die
Wegstrecke zwischen der Wohnung
des Schulers und der nachstgelegenen
Schule im Sinne des § 1 Absatz 6.

(2) Besucht ein Schuler nicht die nachst-
gelegene Schule, bei deren Besuch
ein Anspruch auf Beférderung oder Er-
stattung der notwendigen Aufwendun-
gen bestehen wirde, so werden nur
die notwendigen Aufwendungen fir
den Weg zu dieser Schule erstattet.
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(3) Ist der Wert der Schilermonatskarte

zur tatséchlich besuchten Schule ge-
genuber der Schilermonatskarte zur
nachstgelegenen Schule niedriger
oder gleich, kann fur den Schuler, der
nicht die néchstgelegene Schule be-
sucht, ein Schulerfahrausweis aus-
gestellt werden.

(4) Soweit ein Erstattungsanspruch zu ei-

ner aulRerhalb des Salzlandkreises ge-
legenen Schule besteht, beschrankt
dieser die Erstattungspflicht max. auf
die teuerste Zeitkarte fur die Schiiler-
beférderung im OPNV in seinem Ge-
biet. Dabei diurfen die tatsachlichen
Kosten nicht Uiberschritten werden.

§4
Art der Schulerbeférderung und
Umfang der Erstattung
notwendiger Aufwendungen

A — Schuler nach 8 71 Absatz 2 SchulG

LSA — Primarstufe / Sekundarstufe |

(1) Die Schulerbeférderung erfolgt

« grundsatzlich durch den OPNV, so-
fern sie unter zumutbaren Bedin-
gungen moglich ist,

e als Sonderbeférderung durch den
vom Salzlandkreis organisierten
und beauftragten freigestellten
Schilerverkehr und

e in begrindeten Ausnahmefallen
mit sonstigen Kraftfahrzeugen.

Der Schuler hat das vom Salzlandkreis
zur Schilerbeférderung bestimmte Be-
férderungsmittel zu benutzen. Bei der
Benutzung des OPNV besteht kein
Anspruch auf einen Sitzplatz oder eine
kostenfreie Mitbeforderung einer Be-
gleitperson.

(2) Eine fur den Schuler kostenfreie Befor-

derung im OPNV wird durch die Aus-
gabe eines Schulerfahrausweises ab-
gegolten.

(3) Soweit die Ausstellung eines Schiler-

fahrausweises nicht moglich ist, erfolgt
eine Kostenerstattung der notwendi-
gen Aufwendungen entsprechend der
diesbezlglichen Satzungsregelungen.
Die jeweils gultigen Fahrpreise des
OPNV gelten als notwendige Aufwen-
dungen. Der Erstattungsanspruch er-
streckt sich ausschlie3lich auf Schul-
tage. Es besteht fur den Salzlandkreis
keine Erstattungspflicht fur Aufwen-
dungen, die dem Schiler oder seinem
Erziehungsberechtigten dadurch ent-
stehen, dass das Verkehrsunterneh-
men ein Beférderungsentgelt verlangt,
weil kein giltiger Fahrausweis vorge-
legt werden konnte.

(4) Als notwendige Aufwendungen fiir den

Schulweg gelten im Sinne dieser Sat-
zung:

1. bei der Benutzung 6ffentlicher Ver-
kehrsmittel die jeweils glnstigsten
Tarife,

2. bei der durch den Salzlandkreis
genehmigten Benutzung eines
sonstigen Kraftfahrzeugs fur die
Hin- und Ruckfahrt eines Schiilers
eine Kilometerpauschale geman
8§ 5 Abs. 1 des Bundesreisekos-
tengesetzes in seiner jeweils gulti-
gen Fassung (Wegstreckenent-
schadigung), wenn die Befdrde-
rung mit einem offentlichen Ver-
kehrsmittel nicht zumutbar ist und
die Fahrten ausschlieBlich zum
Zwecke der Schilerbeforderung
(Besetztkilometer) durchgefihrt
werden. Die Erstattung beschrankt
sich auf die gefahrenen Kilometer
von der Wohnadresse zur Schule
sowie von der Schule zur Wohnad-
resse auf der kirzesten Stral3en-
verbindung. Mit der Wegstrecken-
entschadigung sind alle sonstigen
Aufwendungen im Zusammenhang
mit der Benutzung eines privaten
Kraftfahrzeuges abgegolten. Dies
gilt auch fur Leerfahrten von Be-
gleitpersonen. Bei nur einer Fahrt
(Hin- oder Rickfahrt) wird nur die
tatsachliche Fahrt erstattet,
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3. bei der vom Salzlandkreis geneh-
migten Benutzung eines besonde-
ren Beférderungsmittels fir korper-
lich oder geistig behinderte Schiiler
die tatsachlich entstandenen Kos-
ten.

B — Schiler nach 8§ 71 Absatz 4a

SchulG LSA — Sekundarstufe |l

()

(6)

()

Fur Schiler der Sekundarstufe Il be-
steht ein Beftrderungsangebot im
Rahmen der vorhandenen o6ffentlichen
bzw. freigestellten Beforderungsleis-
tungen. Fur den Salzlandkreis besteht
abweichend von den Regelungen zur
Primarstufe und Sekundarstufe | aus-
schlieBlich eine Pflicht zur Entlastung
hinsichtlich der Fahrtkosten.

Die Entlastung hinsichtlich der Fahrt-
kosten i. S. d. Absatzes 5 erfolgt aus-
schlie3lich bei nachweislicher Nutzung
vorhandener Befdrderungsleistungen
im OPNV oder im FSV sowie abziiglich
einer Eigenbeteiligung von 100,00
EUR je Schuljahr.

Grundsatzlich erwerben die Schiler
eigenstandig ihre Zeitkarte fir den
OPNV und gehen damit in Vorleistung.
Der Erstattungsanspruch erstreckt sich
ausschlieB3lich auf Schultage.

Der Salzlandkreis raumt in Ausnahme-
fallen und insbesondere flr Empfanger
von Sozialleistungen nach SGB I
(ALG 1) und SGB XlIlI sowie von
Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz
ein, die Eigenbeteiligung gestaffelt zu
erbringen. Entsprechende Nachweise
sind im Zuge der Antragstellung zur
Einsichtnahme vorzulegen. Es kann
zwischen einer monatlichen, viertel-
jahrlichen oder halbjahrlichen Bezah-
lung im Rahmen eines Abbuchungs-
verfahrens gewahlt werden. Voraus-
setzung ist die Erteilung einer Ein-
zugsermachtigung.

§5
Zumutbare Bedingungen im Sinne
des 8§ 4 Absatz 1 dieser Satzung

(1) Die Beforderungs- und Wartezeiten

sind Richtzeiten. In gemeinsamer Ver-
antwortung haben die Schulen, die
Schultrager, die Verkehrsunternehmen
und der Salzlandkreis fir eine wirt-
schaftliche und zumutbare Gestaltung
der Schulerbeférderung durch eine
gegenseitige Abstimmung Sorge zu
tragen. Folgender Zeitplan wird hierfir
festgeschrieben:

» Dezember/Januar
Vorlage der Unterrichtsbeginn- und
-endzeiten sowie der Schilerstro-
me differenziert nach Wohnorten
und Unterrichtsendzeiten je Wo-
chentag anhand des aktuellen
Stundenplanes durch die Schulen
beim Salzlandkreis

e Ende Januar
Ubergabe der Unterlagen aus
Punkt 1 durch den Salzlandkreis an
die Verkehrsunternehmen

e Marz/April
Abstimmung der Unterrichtszeiten
durch den Salzlandkreis mit den
Schulen und den Verkehrsunter-
nehmen

* Ende April
Abgabetermin der einvernehmlich
abgestimmten Unterrichtszeiten an
die Verkehrsunternehmen

* Ende Mai
Abgabetermin der auf die einver-
nehmlich abgestimmten Unter-
richtszeiten ausgerichteten Linien-
fuhrungsplane durch die Verkehrs-
unternehmen an den Salzlandkreis

(2) Durch Staffelung der Unterrichtsbe-

ginn- und -endzeiten sollen Fahrt- und
Wartezeiten fur die zu befdrdernden
Schiiler so gering wie mdglich gehal-
ten werden.
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(a) Entsprechend dem Runderlass des
Kultusministeriums vom
16.02.2012, 21-82000 (SVBI. LSA
S. 28) beginnt die erste Unter-
richtsstunde an den allgemein bil-
denden Schulen unter Berlcksich-
tigung der Belange der Schilerbe-
férderung zwischen 07:00 Uhr und
08:15 Uhr. Bei Anderung des Er-
lasses gelten die jeweils gultigen
Erlassbestimmungen. Fir berufs-
bildende Schulen gilt diese Festle-
gung analog.

(b) Zur Gewahrleistung einer qualitati-
ven und wirtschaftlichen Fahrplan-
gestaltung soll die Anzahl der
nachfolgenden Unterrichtsendzei-
ten:

e flr Grundschulen: max. zwei
Unterrichtsendzeiten + Hortzei-
ten

e fir Gymnasien und Ganztags-
schulen: max. 3  Unter-
richtsendzeiten

o fur die Uubrigen Schulformen:
grundsétzlich 2 Unterrichtsend-
zeiten

grundsétzlich nicht Gberschritten
werden.

(3) Die  maximale Beforderungszeit im
OPNV soll in der Regel fir

- Primarstufe: 45 Minuten
- Sekundarstufe |.: 60 Minuten
- BGJ, BVJ, BFSi. S. d. 90 Minuten

§ 2 Absatz 1 Buchst. c:

zur néchstgelegenen Schule in eine Rich-
tung nicht Uberschreiten.

Bei der Beftrderung von Schiilern zu
Schulen im Rahmen des FSV inner-
halb des Salzlandkreises soll eine
Fahrtzeit von max. 60 Minuten in eine
Richtung nicht Uberschritten werden.
Fur Schiler an Schulen mit einem be-
sonderen Uberregionalen  Angebot
kann in Abwéagung der Zumutbarkeit
mit dem offentlichen Interesse an einer
wirtschaftlichen Organisation der

Schulerbeférderung im Einzelfall die im
Satz 2 bestimmte max. Fahrtzeit tber-
schritten werden.

(4) Bei der Beforderung im OPNV soll die
Wartezeit am Schulstandort vor Unter-
richtsbeginn grundsatzlich nicht mehr
als 30 Minuten und nach Unterricht-
sende nicht mehr als 60 Minuten
betragen. Fir umsteigende Schiler
soll die zusatzliche Wartezeit nicht
mehr als insgesamt 15 Minuten in eine
Richtung betragen.

(5) Bei kurzfristig auftretenden Unter-
richtsausfallen besteht kein Anspruch
auf Beférderung aufRerhalb des Fahr-
planes. Dies gilt entsprechend fur Be-
férderungen im Rahmen einer vom
Salzlandkreis bereitgestellten Beforde-
rungsleistung. Die zusatzlich entste-
henden Wartezeiten sind keine Warte-
zeiten im Sinne von Absatz 4.

(6) Ausgenommen von diesen Regelun-
gen sind Schiler, die keine Schulen
innerhalb des Kreisgebietes besuchen.

(7) Aufgrund von Verkehrs- und Witte-
rungsverhaltnissen kdnnen Fahrt- und
Wartezeiten Uberschritten werden. Auf
eine zusatzliche Befdrderung besteht
kein Anspruch.

§6
Antragsverfahren,
Ausschlussfrist und Wegfall
der Anspruchsvoraussetzungen

(1) Sowonhl die unentgeltliche Beférderung
im OPNV oder im FSV als auch die
Erstattung der notwendigen Aufwen-
dungen fur den Schulweg und eine
Entlastung hinsichtlich der Fahrtkosten
wird auf Antrag bei Vorliegen der An-
spruchsvoraussetzungen gewahrt. An-
tradge zur Schilerbeférderung im Salz-
landkreis werden auf der Homepage
des Salzlandkreises, durch den Trager
der Schilerbeférderung sowie durch
die Schulen zur Verfigung gestellt.
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(2) Die Abrechnung der Fahrtkosten ist
grundsétzlich monatlich vom An-
tragsteller vorzunehmen. Der Erstat-
tungsanspruch erstreckt sich aus-
schlieBBlich auf Schultage. Es werden
nur die nachweislich entstandenen
notwendigen Aufwendungen fir den
Schulweg erstattet. Die entsprechen-
den Nachweise missen dem Antrag
im Original beigefiigt werden.

(3) Der Anspruch auf Erstattung der not-
wendigen Aufwendungen fir den
Schulweg ist bis spatestens zum 31.
Oktober eines jeden Jahres fur das
abgelaufene Schuljahr beim Salzland-
kreis geltend zu machen. Antrage, die
nach dem 31. Oktober fur das voran-
gegangene Schuljahr beim Salzland-
kreis eingehen, gelten grundsatzlich
als verfristet und verlieren den An-
spruch auf Erstattung (Ausschluss-
frist).

(4) Bei Wegfall der Anspruchsvorausset-
zungen wahrend des Schuljahres ist
der Schilerfahrausweis umgehend zu-
rickzugeben.

§7
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen
in dieser Satzung gelten jeweils in mannli-
cher und weiblicher Form.

88
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

Die Satzung zur Schilerbeférderung im
Salzlandkreis tritt am Tag nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Satzung Uber die Schuilerbeférderung
im Salzlandkreis vom 14.12.2009 aul3er
Kraft.

Bernburg (Saale), 27.09.2012

gez. Gerstner
Landrat

(Dienstsiegel)

B. Amtliche Bekanntmachungen der
Stadte, Gemeinden und Verwal-
tungsgemeinschaften

Stadt Bernburg (Saale)

» Sitzung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses der Stadt Bernburg
(Saale) am 8. Oktober 2012

Sitzungstag: 08.10.2012

Sitzungsbeginn:  17:00 Uhr

Rathaus II,
Sitzungsraum 103/104
des Rathauses Il
SchlossstralRe 11,
06406 Bernburg (Saale)

Sitzungsort:

Offentlicher Teil

Geschéftsordnung:

a) Bestédtigung der Einladung und Fest-
stellung der Beschlussfahigkeit

b) Bestatigung der offentlichen Tages-
ordnung

Tagesordnung:

1. IVL-Nr. 186/12
Information zum Stand der Haushalts-
umsetzung fir das Jahr 2012 per
03.09.2012

2. IVL-Nr. 187/12
Information zur Eilentscheidung bezig-
lich der Finanzierung der zentralen Ab-
schlussveranstaltung anlasslich
ANHALT 800 am 20. Oktober 2012 in
Bernburg (Saale)

3. BVL-Nr. 721/12
Mitgliedschaft der Stadt Bernburg
(Saale) in der Lutherweg-Gesellschaft
e. V.

4. BVL-Nr. 725/12
Stral3enreinigungsgebihrensatzung

5. IVL-188/12
Information zum Stand ,Doppik*
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6. Anregungen, Bekanntmachungen (fur
Anfragen an die Verwaltung — Hinweis-
zettel)

Nichtoffentlicher Teil

Geschaftsordnung:

c) Bestéatigung der nichtoffentlichen Ta-
gesordnung

Tagesordnung:

7. IVL-Nr. 183/12
2. Quartalsbericht 2012 der Gesell-
schaften mit stadtischer Beteiligung

8. BVL-Nr. 709/neu
Grundstiicksangelegenheit in Bernburg
(Saale), OT Preulilitz

9. Anregungen, Bekanntmachungen (fur
Anfragen an die Verwaltung — Hinweis-
zettel)

gez. Munke
Vorsitzende des Haushalts-
und Finanzausschusses

e Sitzung des Planungs- und Umwelt-
ausschusses der Stadt Bernburg
(Saale) am 09.10.2012

Sitzungstag: 09.10.2012

Sitzungsbeginn: 17:00 Uhr

Sitzungsort: Rathaus I,
Sitzungsraum 103/104
des Rathauses Il
Schlossstrafle 11,

06406 Bernburg (Saale)
Zur Geschaftsordnung:

a) Bestatigung der Einladung und der
Beschlussfahigkeit

b) Bestatigung der Tagesordnung

c) Protokollkontrolle der Sitzung vom
28.08.2012

Zur Tagesordnung:

1. BV-Nr.: 729/12
Bebauungsplan Nr. 77, Kennwort:
~Wohngebiet ehemalige Junkerssied-
lung“
Beschluss Uber die Abwagung der An-
regungen zum Entwurf

2. BV-Nr.: 730/12
Bebauungsplan Nr. 77, Kennwort:
~Wohngebiet ehemalige Junkerssied-
lung* Satzungsbeschluss

3. BV-Nr.: 731/12
Bebauungsplan Nr. 78, Kenn-
wort:,Wohngebiet an der Kanzlerstra-
Be (ehemalige Garnison)”
Beschluss tber die Abwagung der An-
regungen zum Entwurf

4. BV-Nr.: 732/12
Bebauungsplan Nr. 78, Kenn-
wort:,Wohngebiet an der Kanzlerstra-
Be (ehemalige Garnison)”
Satzungsbeschluss

5. BV-Nr.: 727/12
Bebauungsplan Nr. 72, Kennwort:
~Grundversorgungszentrum an der Ni-
kolaikirche*
Aufstellungsbeschluss

6. BV-Nr.: 728/12
Bebauungsplan Nr. 72, Kennwort:
~Grundversorgungszentrum an der Ni-

kolaikirche*
Billigung des Entwurfes

7. Informationen aus der Verwaltung

8. Anregungen und Bekanntmachungen

Nichtoffentlicher Teil:

Zur Geschaftsordnung:
d) Bestéatigung der Tagesordnung

e) Protokollkontrolle der Sitzung vom
28.08.2012

Zur Tagesordnung
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9. BV-Nr.: 738/12
Grundstucksverkaufe im Rahmen des
Verfahrens der vereinfachten Umle-
gung nach § 80 BauGB im Wohngebiet
Prof.-Oberdorf- Siedlung

10. Informationen zu wesentlichen ge-
meindlichen Einvernehmensentschei-
dungen (Bauantrage, BImSchG -
Verfahren u. a.)

11. Informationen aus der Verwaltung
12. Anregungen und Bekanntmachungen
gez. Hortian

Vorsitzender des Planungs-
und Umweltausschusses

e Sitzung des Hauptausschusses am
11. Oktober 2012

Sitzungstag: 11.10.2012

Sitzungsbeginn: 16:00 Uhr

Rathaus 1,

Grol3er Sitzungssaal,
Schlossgartenstral3e 16,
06406 Bernburg (Saale)

Sitzungsort:

OFFENTLICHER TEIL:

Zur Geschaftsordnung:

a) Feststellung der Einberufung und Be-
schlussfahigkeit gem. 88 51, 53 GO
LSA,

b) Genehmigung des Protokolls der 6f-
fentlichen Sitzung des Hauptausschus-
ses vom 23.08.2012 (gemeinsame Sit-
zung mit HFA)

c) Bestéatigung der oOffentlichen Tagesord-

nung gem. 8 5 Abs. 1 der Geschaéfts-
ordnung.

Zur offentlichen Tagesordnung:

1. Umgestaltung Stralen und Platze In-
nenstadt Bernburg (Saale) - Hallesche

StralBe (L), hier: Aktualisierung des
technischen Ausbauprogramms
Beschlussvorlage Nr. 717/12

2. Vergabe von Sportfordermitteln far
EinzelmalRnahmen
Beschlussvorlage Nr. 718/12

3. Vergabe von Sportfordermitteln fur eh-
renamtlich tatige Ubungsleiter
Beschlussvorlage Nr. 719/12

4. Anderung der Rechnungsprifungsord-
nung der Stadt Bernburg (Saale)
Beschlussvorlage Nr. 712/12

5. Aufhebung des Beschlusses Uber die
Dienstanweisung fir das Rechnungs-
prifungsamt der Stadt Bernburg (Saa-
le)

Beschlussvorlage Nr. 714/12

6. Anderung der Gemeindegrenzen zwi-
schen den Gemarkungen Bernburg
(Saale), Nienburg und Neugattersleben
Beschlussvorlage Nr. 733/12

7. Mitteilungen, Beantwortung von Anfra-
gen, Anregungen

NICHTOFFENTLICHER TEIL:

Zur Geschaftsordnung:

a) Genehmigung des Protokolls der
nichtoffentlichen Sitzung des Haupt-
ausschusses 23.08.2012,

b) Bestatigung der nichttffentlichen Ta-
gesordnung gem. 8 5 Abs. 1 der Ge-
schéaftsordnung.

Zur nichtoffentlichen Tagesordnung:

8. Verkauf eines Grundstiicks Gemar-
kung Preufilitz, Flur 6, Flurstiick 75/12
Beschlussvorlage Nr. 713/12

9. Grundstiucksverkaufe im Rahmen des
Verfahrens der vereinfachten Umle-
gung nach § 80 BauGB
Beschlussvorlage Nr. 738/12
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10. Mitteilungen, Beantwortung von Anfra-
gen, Anregungen

Personalangelegenheiten

11. Personalangelegenheit
Beschlussvorlage Nr. 726/12

12. Personalangelegenheit
Beschlussvorlage Nr. 740/12

13. Personalangelegenheit
Beschlussvorlage Nr. 741/12

gez. Henry Schutze
Oberblrgermeister und
Vorsitzender des Hauptausschusses

D. Sonstige Mitteilungen

Unterhaltungsverband Selke/Obere Bode

Schau der Gewasser Il. Ordnung im
Verbandsgebiet ,Selke/Obere Bode*

Die Gewasserschau 2012 im Unterhal-
tungsverband ,Selke/Obere Bode“ findet
an folgenden Tagen statt:

Schaubezirk Il: ~ Quedlinburg - Blankenburg -
Thale und Umgebung
18.10.2012 um 08:00 Uhr
Treffpunkt: Parkplatz ,An den
Fischteichen® in Quedlinburg

Schaubezirk [Ill: ~ Unterharz
19.10.2012 um 08:00 Uhr
Treffpunkt: Parkplatz an der
B 242 in Harzgerode
Schaubezirk [: Bode-Selke-Aue - Aschersleben
- Ballenstedt
22.10.2012 um 08:00 Uhr
Treffpunkt: AuBenstelle der
Verbandsgemeinde Vorharz-
Quedlinburger Stralke 10,
Wedderstedt

gez. Freist
Verbandsvorsteher

Wasserzweckverband "Saale-Fuhne-

Ziethe"

1. Anderungssatzung zur Satzung tiber
die Erhebung von Beitrdgen, Gebiihren
und Kostenerstattungen fir die Abwas-
serbeseitigung — Entwésserungsabga-
bensatzung — der Gemeinde Piethen

Die Verbandsversammlung des Wasser-
zweckverbandes "Saale-Fuhne-Ziethe" hat
in ihrer 37. offentlichen und nicht o6ffentli-
chen Sitzung am 25.09.20012 unter Be-
schlussnummer 271/2012 die 1. Ande-
rungssatzung zur Satzung Uber die Erhe-
bung von Beitrdgen, Gebiihren und Kos-
tenerstattungen fur die Abwasserbeseiti-
gung - Entwasserungsabgabensatzung
der Gemeinde Piethen beschlossen.

1. Anderungssatzung zur Satzung
Uber die Erhebung von Beitragen,
Gebuhren und Kostenerstattungen
fur die Abwasserbeseitigung
— Entwéasserungsabgabensatzung —
der Gemeinde Piethen

Auf der Grundlage der 886, 44 Abs. 3 Nr.
1 und 91 der Gemeindeordnung fur das
Land Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der
Fassung der Bekanntmachung vom
10.08.2009 (GVBI. LSA S. 383), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 30.11.2011
(GVBI. LSA S. 814), der 88 9 und 16 Abs.
1 des Gesetzes uber kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 26.02.1998
(GVBI. LSA S. 81), zuletzt gedndert durch

Gesetz vom 08.02.2011 (GVBI. LSA S. 68,
125) und der 88 5, 6 und 8 des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG-LSA) in der
Fassung der Bekanntmachung
vom13.12.1996 (GVBI. LSA S. 405), zu-
letzt geadndert durch Gesetz vom
02.02.2011 (GVBI. LSA S. 58) hat die Ver-
bandsversammlung des Wasserzweck-
verbandes "Saale-Fuhne-Ziethe" in ihrer
offentlichen Sitzung am 25.09.2012 fol-
gendel. Anderungssatzung beschlossen:
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Artikel 1

Die Satzung Uber die Erhebung von Bei-
trdgen, Gebuhren und Kostenerstattungen
fur die Abwasserbeseitigung — Entwasse-
rungsabgabensatzung — der Gemeinde
Piethen vom 21.02.2006 (veroffentlicht im
Amts- und Mitteilungsblatt der Verwal-
tungsgemeinschaft ,Sudliches Anhalt“ Nr.
4/2006 am 02.03.2006) wird wie folgt ge-
andert:

l.

Der Abschnitt Il (Abwasserbeitrag) mit den
882 bis 10 wird gestrichen.

Il.

Der Abschnitt 1V (Grundsticksanschluss-

kosten) mit den 88 19 bis 20 wird gestri-
chen.

Artikel 2

Diese Satzung tritt einen Tag nach ihrer
offentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Bernburg (Saale),26.09.2012

gez. Schulze
Geschaéftsfuhrer (Siegel)

258



(1)

(2)

(3)

(4)

Verordnung
des Landesverwaltungsamtes

zur Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes Bode
vom Pegel Wegeleben (km 76+160) bis zur Miindung in die Saale (km 0+000)

§ 1

Uberschwemmungsgebiet

Auf Grundlage des § 76 Abs. 2 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz — WHG) vom 31.07.2009 (BGBI. | S. 2585) in Verbindung mit § 99

Abs. 1 Wassergesetz fur das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16.03.2011 (GVBI.
LSA S. 492) wird das Uberschwemmungsgebiet Bode in den unter Abs. 2 und Abs. 3
ndher bezeichneten Grenzen festgesetzt.

Fur die Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes Bode werden die Flichen
entlang des Flusslaufes zugrunde gelegt, die bei einem Hochwasserereignis mit einer
Wiederkehrwahrscheinlichkeit von 100 Jahren (HQq0) Uberflutet werden.

Das Uberschwemmungsgebiet Bode vom Pegel Wegeleben (km 76+160) bis zur Min-
dung in die Saale (km 0+000) verlauft

im Landkreis Bérde innerhalb der Gemarkungsgrenzen der Verbandsgemeinde Westli-
che Borde und der Stadt Oschersleben (Bode),

im Landkreis Harz innerhalb der Gemarkungsgrenzen der Stadt Halberstadt und der
Verbandsgemeinde Vorharz

und im Landkreis Salzlandkreis innerhalb der Gemarkungsgrenzen der Verbandsge-
meinde Egelner Mulde, der Stadt Hecklingen, der Stadt Nienburg (Saale) und der Stadt
Stalfurt.

Das Uberschwemmungsgebiet ist in folgenden digitalen Karten dargestellt:
Ubersichtskarte 1 und 2 MaRstab 1: 75.000  (HQigo)
Lageplan Blatt 1 bis 50 Mafstab 1. 5.000 (HQq0).

Diese 52 Karten sind Bestandteil der Verordnung.

Ausfertigungen dieser Verordnung einschi. der zugehdérigen digitalen Karten liegen dem
Landkreis Borde sowie der Verbandsgemeinde Westliche Bérde und der Stadt Oschers-
leben (Bode), dem Landkreis Harz sowie der Stadt Halberstadt, der Verbandsgemeinde
Vorharz und dem Landkreis Salzlandkreis sowie der Verbandsgemeinde Egelner Mulde,
der Stadt Hecklingen, der Stadt Nienburg (Saale) und der Stadt StaRfurt vor und kénnen
bei diesen Behorden wéhrend der Sprechzeiten von jedermann kostenlos an folgenden
Adressen eingesehen werden:

Landkreis Bérde, Farsleber Strale 19, 39326 Wolmirstedt

Verbandsgemeinde Westliche Bérde, Marktstrale 7, 39397 Gréningen

Stadt Oschersleben (Bode), Markt 1, 39387 Oschersleben (Bode)

Landkreis Harz, Friedrich-Ebert-Stralte 42, 38820 Halberstadt

Stadt Halberstadt, Holzmarkt 1, 38820 Halberstadt

Verbandsgemeinde Vorharz, Markt 7, 38822 Wegeleben
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/. Landkreis Salzlandkreis, Karlsplatz 37, 06406 Bernburg (Saale)

8. Verbandsgemeinde Egelner Mulde, Markt 18, 39435 Egeln

9. Stadt Hecklingen, Hermann-Danz-StraBe 46, 39444 Stadt Hecklingen
10. Stadt Nienburg (Saale), Marktplatz 1, 06429 Nienburg (Saale)

11. Stadt StaRfurt, Hohenerxlebener Strate 12, 39418 StaRfurt.

§2

Wasserrechtliche allgemeine Zulassung von baulichen Anlagen und MaRnahmen

(1) Im Landkreis Harz innerhalb der Gemarkungsgrenzen der Stadt Halberstadt und der
Verbandsgemeinde Vorharz wird in geméaR § 78 Abs. 2 WHG neu ausgewiesenen Ge-
bieten nach § 30 des Baugesetzbuchs die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anla-
gen wenn sie den Vorgaben des Bebauungsplans entsprechen im Uberschwemmungs-
gebiet Bode nach § 78 Abs. 3 Satz 2 WHG allgemein zugelassen. Das Vorhaben ist bei
der Wasserbehdrde anzuzeigen. Bauordnungsrechtliche und sonstige Regelungen, Ge-
nehmigungsvorbehalte bleiben hiervon unberthrt,

(2) Im Landkreis Harz innerhalb der Gemarkungsgrenzen der Stadt Halberstadt und der
Verbandsgemeinde Vorharz wird im Uberschwemmungsgebiet Bode das Lagern von
Stroh-, Heu- und Silageballen in der Zeit vom 01.04. bis 30.10. eines jeden Jahres all-
gemein zugelassen. Bei Hochwassergefahr sind diese rechtzeitig vor Uberflutung der
Lagerflache zu entfernen.

(3) Im Landkreis Harz innerhalb der Gemarkungsgrenzen der Stadt Halberstadt und der
Verbandsgemeinde Vorharz wird im Uberschwemmungsgebiet Bode das Aufstellen von
Weidezaunen und selbsttatigen Viehtranken allgemein zugelassen.

(4) Im Salzlandkreis wird die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach §§ 30, 33,
34 und 35 des Baugesetzbuchs im Uberschwemmungsgebiet Bode nach § 78 Abs. 3
Satz 2 WHG aligemein zugelassen, wenn sie ihrer Bauart nach so beschaffen sind, dass
im Einzelfall das Vorhaben
1. die Hochwasserrlickhaltung nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt und der Ver-

lust von verloren gehendem Ruckhalteraum zeitgleich ausgeglichen wird,
2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verandert,
3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt und
4. hochwasserangepasst ausgefihrt wird.
Das Vorhaben ist bei der Wasserbehérde anzuzeigen. Bauordnungsrechtliche und sons-
tige Regelungen, Genehmigungsvorbehalte bleiben hiervon unberihrt.

§3
Inkrafttreten, Aufhebung

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Versffentlichung in Kraft.



(2) Gleichzeitig wird das vorlaufig gesicherte Uberschwemmungsgebiet der Bode (76 Abs. 3
WHG i. V. m. § 100 WG LSA), soweit es die von dieser Verordnung erfassten Gewds-
serabschnitte betrifft, aufgehoben.

Halle (Saale), den ZZ 3 ZO/l

Pleye
Prasident

Anlage:

Daten-CD mit 52 digitalen Karten des Uberschwemmungsgebietes



	37-2012
	Festsetzung des Überschwemmungsgebietes Bode

